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zwischen der Untersuchung des Klägers
und der Erstellung des neurologisch-
psychiatrischen Gutachtens steht der
Verwertung des Gutachtens im Einzelfall
nicht entgegen, wenn aufgrund
besonderer Umstände davon
ausgegangen werden kann, dass sich der
Sachverständige bei der Abfassung des
Gutachtens noch genau an die Person des
Untersuchten erinnern konnte. Die hierfür
maßgeblichen Umstände können sich aus
dem Gerichtsverfahren selbst ergeben
(hier: bejaht aufgrund eines vor der
Abfassung des Gutachtens gestellten
erfolglosen Befangenheitsantrags gegen
den Gutachter).

Normenkette SGB 6 § 43
SGG § 118 Abs 1
ZPO § 412 Abs 1
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Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 10.05.2019 wird auf die Berufung der
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Beklagten aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden Instanzen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf
Erwerbsminderungsrente hat.

Der in Sibirien geborene und in Kasachstan aufgewachsene KlÃ¤ger lebt seit seinem
Zuzug im Jahre 1991 durchgehend in der Bundesrepublik Deutschland. Er ist
anerkannter SpÃ¤taussiedler und hat die deutsche StaatsangehÃ¶rigkeit. Eine
Berufsausbildung hat er nicht absolviert. Zuletzt war er als Staplerfahrer,
Kommissionierer und Packer bis zum Jahre 2014 sozialversicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Seitdem besteht ArbeitsunfÃ¤higkeit. Vom 19.11.2015 bis zum
18.05.2017 bezog er Arbeitslosengeld I von der Agentur fÃ¼r Arbeit M â�¦ Ein Grad
der Behinderung von 60 ist anerkannt.

Am 03.03.2017 stellte er bei der DRV einen Antrag auf Rente wegen
Erwerbsminderung und stÃ¼tzte diesen auf die GesundheitsstÃ¶rungen
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule, Nervenwurzelreizerscheinungen,
Bandscheibenvorfall, Schlaganfall, HirndurchblutungsstÃ¶rungen,
GleichgewichtsstÃ¶rungen, Depression, Bluthochdruck und Herzkrankheit. Seinem
Rentenantrag legte er zahlreiche medizinische Befundunterlagen bei.

Zur weiteren Ermittlung des Sachverhalts wurde durch die DRV ein Gutachten auf
internistischem Fachgebiet durch Dr. B. erstellt. Bei der Begutachtung am
03.04.2017 gelangte der Gutachter zu folgenden GesundheitsstÃ¶rungen: 1.
Rezidivierende depressive StÃ¶rung, derzeit mittelgradige Episode mit
Somatisierungsneigung. 2. Koronare 3-GefÃ¤Ã�erkrankung, Zustand nach PTCA mit
DES-Implantation 11/2015, kein Hinweis auf Progress. 3. Periphere arterielle
Verschlusskrankheit beider Beine ohne interventionspflichtige Stenosen. 4.
Degeneratives LWS- und HWS-Syndrom ohne wesentliche
FunktionseinschrÃ¤nkung, keine radikulÃ¤re Symptomatik. 5. MedikamentÃ¶s
unzureichend eingestellter Bluthochdruck.

Zusammenfassend fÃ¼hrte der Gutachter aus, der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte bis
mittelschwere Arbeiten ohne besonderen Zeitdruck, ohne Nachtschichtarbeit, ohne
Heben, Tragen und Bewegen von schweren Lasten, ohne einseitige KÃ¶rperhaltung,
ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken sechs Stunden und mehr verrichten. Die zuletzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Staplerfahrer und Kommissionierer kÃ¶nne 6 Stunden
und mehr ausgeÃ¼bt werden. Empfehlenswert seien LTA-MaÃ�nahmen. Eine
RÃ¼ckkehr an den letzten Arbeitsplatz erscheine, auch wenn das ArbeitsverhÃ¤ltnis
formal noch bestehe, nicht mehr mÃ¶glich, weil ein erheblicher Arbeitsplatzkonflikt
bestehe.

Mit Bescheid vom 06.04.2017 wurde die beantragte Rente abgelehnt. Hiergegen
legte der KlÃ¤ger am 28.04.2017 Widerspruch ein und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung

                             2 / 13



 

aus, seine Erkrankungen und die damit zusammenhÃ¤ngenden EinschrÃ¤nkungen
seien unzureichend bewertet worden. Er befinde sich seit dem 06.04.2017 in der
psychiatrischen K. D., H â�¦ Eine erneute Ã�berprÃ¼fung sei angezeigt.

Nachdem die DRV den Bericht Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers in
der Zeit vom 06.04.2917 bis zum 10.05.2017 in der D. K. beigezogen hatte, erstellte
die Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie Dr. R. R. d. L. im Auftrag der DRV ein psychiatrisches
Gutachten. Bei ihrer Untersuchung des KlÃ¤gers am 12.07.2017 gelangte sie zu
folgenden Diagnosen:

1. Rezidivierende depressive StÃ¶rung, jetzt leichtgradige Episode 2.
SomatisierungsstÃ¶rung.

AbschlieÃ�end fÃ¼hrte die Gutachterin aus, sowohl die letzte berufliche TÃ¤tigkeit
als Kommissionierer/ Arbeiter als auch eine andere leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeit sei aufgrund der psychiatrischen Diagnosen fÃ¼r mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich zumutbar.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28.09.2017 wurde der Widerspruch
zurÃ¼ckgewiesen. Deswegen hat der KlÃ¤ger am 17.10.2017 Klage zum
Sozialgericht Heilbronn (SG) erhoben, mit welcher er sein Begehren weiterverfolgt.
Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, aufgrund seiner zahlreichen
GesundheitsstÃ¶rungen sei er in seiner LeistungsfÃ¤higkeit sowohl in qualitativer
als auch in quantitativer Hinsicht vollstÃ¤ndig eingeschrÃ¤nkt. Er sei nicht mehr in
der Lage, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Diese eingeschrÃ¤nkte
LeistungsfÃ¤higkeit sei durch die Beklagte nicht ausreichend gewÃ¼rdigt worden.
Entgegen deren Feststellungen bestehe ein LeistungsvermÃ¶gen von nur noch
unter drei Stunden tÃ¤glich. Dies folge bereits aus der Zusammenschau aller
BeeintrÃ¤chtigungen, begrÃ¼nde sich aber schon alleine wegen der psychischen
GesundheitsstÃ¶rungen. Zur weiteren BegrÃ¼ndung legte der KlÃ¤ger den
Entlassungsbericht des K. a.W. vom 03.01.2018 vor, wo er sich im Zeitraum vom
15.11.2017 bis 04.01.2018 stationÃ¤r aufgehalten hat wegen einer rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere Episode ohne psychotische
Symptome.

Das SG hat die FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie K.-F., den Arzt
fÃ¼r OrthopÃ¤die L. und den Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. B. schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt. Die FachÃ¤rztin K.-F. fÃ¼hrte am 31.01.2018
aus, der KlÃ¤ger sei bei ihr seit September 2014 regelmÃ¤Ã�ig 1-3 Mal im Quartal
wegen einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige bis
schwere Episode, einer SomatisierungsstÃ¶rung, einer PanikstÃ¶rung, einer
generalisierten AngststÃ¶rung und einer AlkoholabhÃ¤ngigkeit in Behandlung. Eine
Befundbesserung sei nicht eingetreten. Der Befund sei chronifiziert. Dieser kÃ¶nne
auch nicht durch weitere therapeutische MaÃ�nahmen verbessert werden. Die
Verzweiflung des KlÃ¤gers sei eindeutig grÃ¶Ã�er geworden und somit parallel auch
die Gefahr fÃ¼r suizidale Handlungen. Er sei deutlich eingeschrÃ¤nkt hinsichtlich
seiner psychischen Belastbarkeit, diese sei nahezu aufgehoben. Die kognitive
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FlexibilitÃ¤t sei deutlich vermindert. In sozialen Interaktionen sei er emotional
instabil. Die Stress- und Frustrationstoleranz sei absolut unzureichend. Die
Selbstbehauptung und das DurchhaltevermÃ¶gen, sowie die Anpassungs- und
UmstellungsfÃ¤higkeit im Alltag seien deutlich eingeschrÃ¤nkt. Aus psychiatrischer
Sicht sei er nicht erwerbsfÃ¤hig. Sein LeistungsvermÃ¶gen liege unter 3 Stunden.
Der OrthopÃ¤de L. berichtete am 30.01.2018 von chronifizierten
Lumbalbeschwerden bei Bandscheibenvorfall L5/S1 und HWS-Beschwerden bei
kernspintomographisch nachgewiesenen Bandscheibenprotrusionen. Auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet kÃ¶nne eine leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt noch 6 Stunden tÃ¤glich verrichtet werden. Der
Allgemeinmediziner Dr. B. fÃ¼hrte am 26.03.2018 aus, der KlÃ¤ger sei bei ihm seit
1995 in Behandlung, zuletzt am 13.02.2018. Es wÃ¼rden eine schwere depressive
StÃ¶rung, eine SomatisierungsstÃ¶rung, eine koronare Herzerkrankung, eine
periphere arterielle Verschlusskrankheit, eine Verkalkung der Halsschlagadern, eine
DurchblutungsstÃ¶rung des Gehirns mit SchÃ¤digungszeichen, ein Zustand nach
Kleinhirninfarkt, eine obstruktive Lungenerkrankung, eine VerschleiÃ�erkrankung
der WirbelsÃ¤ule mit knÃ¶chernen BrÃ¼chen und BandscheibenschÃ¤den und
Krampfadern an den Beinen vorliegen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auf gar keinen Fall einer
TÃ¤tigkeit nachgehen. Aufgrund der schweren depressiven Erkrankung mit
vÃ¶lligem Verlust des Antriebs sei von keinem RestleistungsvermÃ¶gen
auszugehen.

Sodann hat das SG von Amts wegen ein Gutachten bei dem Facharzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. W. in Auftrag gegeben. In seinem Gutachten vom
28.07.2018 gelangte Dr. W. zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger unter einer
organisch affektiven StÃ¶rung und einer AlkoholabhÃ¤ngigkeit (derzeit abstinent)
leide. Die Symptomatik sei sehr komplex, sie zeige Merkmale depressiver Elemente
bis hin zur Schwergradigkeit, deutlich sozial phobische Elemente, Antriebsdefizit,
verstÃ¤rkte Reizbarkeit sowie auch eine ausgeprÃ¤gt gestÃ¶rte affektive
Modulationsbreite, auch ein angedeuteter Eifersuchtswahn sei erkennbar wie auch
das Erleben synthymparanoider Fremdwahrnehmung. Eine erhebliche
hirnorganische Komponente mÃ¼sse ursÃ¤chlich zugeordnet werden. Der KlÃ¤ger
sei nicht mehr in der Lage, seinen zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf zumindest 3 Stunden
tÃ¤glich auszuÃ¼ben. Auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und unter Definition
weitreichender qualitativer EinschrÃ¤nkungen seien dem KlÃ¤ger TÃ¤tigkeiten von
mindestens 3 Stunden tÃ¤glich nicht mÃ¶glich. Dies sei seit Januar 2015
anzunehmen.

FÃ¼r die Beklagte hat unter dem 17.08.2018 der Facharzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. N. Stellung genommen. In dem Gutachten von Dr. W. sei eine
DepressivitÃ¤t auf dem Boden einer AlkoholabhÃ¤ngigkeit diagnostisch festgestellt
und ein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen postuliert worden. Nachdem das
Erkrankungsbild "auf dem Boden einer AlkoholabhÃ¤ngigkeit und
HirngefÃ¤Ã�verÃ¤nderungen" bestehen soll, mÃ¼sse sich Dr. W. darauf verweisen
lassen, dass die Kriterien einer AlkoholabhÃ¤ngigkeit nicht belegt seien oder nicht
erfragt worden seien, wobei auffalle, dass aus der sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussage der behandelnden Psychiaterin K.-F. zwar eine
AlkoholabhÃ¤ngigkeit bestanden habe, nÃ¤mlich vor dem Erstkontakt 2014, wobei
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aber unklar sei, auf welcher Basis diese EinschÃ¤tzung beruhe, zumal auch
formuliert worden sei, dass der KlÃ¤ger seit 2013 abstinent sei. Das Gutachten
lasse sich deswegen nicht mit der zu fordernden Sicherheit nachvollziehen. Es seien
keine entsprechenden Laboruntersuchungen vorgelegt worden. Aber auch wenn
man die DepressivitÃ¤t als solche heranzieht falle auf, dass aus den subjektiven
Beschwerdeangaben eine depressive StÃ¶rung Ã¼berhaupt nicht zweifelsfrei
abgeleitet werden kÃ¶nne. Es sei nicht plausibel, dass der KlÃ¤ger selbst
Ã¼berhaupt keine Depressionssymptome nenne, wenn dieser nach dem Gutachter
schwer depressiv sein solle. Dies kÃ¶nne aus fachpsychiatrischer Sicht nicht
nachvollzogen werden. Des Weiteren falle auf, dass die entsprechende Medikation,
so ein entsprechender Leidensdruck oder Krankheitsschwere vorgelegen hÃ¤tte,
nicht ausdosiert worden sei. Es sei eine Behandlung durchgefÃ¼hrt worden, die
einem Placebo-Effekt gleichkomme. Wo eine schwere DepressivitÃ¤t vorliegen soll,
erschlieÃ�e sich nicht. Das beschriebene Bild entspreche einer leichtgradigen
DepressivitÃ¤t im Sinne einer Dysthymia oder AnpassungsstÃ¶rung oder vielleicht
auch einer leichten depressiven Episode. In keinem Fall nachvollziehbar sei eine
wesentliche DepressivitÃ¤t. Der sozialmedizinischen Schlussfolgerung in Bezug auf
die Leistungsminderung kÃ¶nne so nicht gefolgt werden. Insgesamt ergebe sich
kein Beleg dafÃ¼r, dass das quantitative LeistungsvermÃ¶gen gemindert sein soll.

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 12.09.2018 fÃ¼hrte Dr. W. aus, nicht
die AlkoholabhÃ¤ngigkeit sei begrÃ¼ndend fÃ¼r die postulierte
Leistungsminderung, sondern die Folgen der organischen affektiven StÃ¶rung. Dies
kÃ¶nne sehr viele Ursachen haben. Zwar sei die AlkoholabhÃ¤ngigkeit eine
Ã¼bernommene Diagnose, die jedoch die relevante Diagnose der organisch
affektiven StÃ¶rung und die daraus zu ziehenden Konsequenzen nicht
beeintrÃ¤chtige. Dass depressive Symptome Ã¼berhaupt nicht aus subjektiven
Beschwerdeangaben abzuleiten gewesen wÃ¤ren, kÃ¶nne nicht verstanden werden.
Die vom KlÃ¤ger angegebenen Beschwerden seien schlichtweg typisch fÃ¼r
schwere depressive StÃ¶rungen mit einer angenommenen SomatisierungsstÃ¶rung.
Zusammenfassend gebe es keine sachlich medizinisch begrÃ¼ndbare MÃ¶glichkeit,
die im Gutachten getroffene EinschÃ¤tzung zu revidieren.

Mit Urteil vom 10.05.2019 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids
vom 06.04.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 28.09.2018
verurteilt, dem KlÃ¤ger eine Rente wegen voller Erwerbsminderung ab dem
01.03.2017 zu gewÃ¤hren. Das SG hat sich im Wesentlichen auf das Gutachten von
Dr. W. gestÃ¼tzt und ausgefÃ¼hrt, angesichts der erhobenen Befunde und der
Aktenlage habe der Gutachter nachvollziehbar auf ein unter dreistÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen geschlossen. Die Bewertung biete eine Ã¼berzeugende
Einordnung des komplexen Beschwerdebildes des KlÃ¤gers. Auch sein Tagesablauf
spiegele glaubhaft eine nicht mehr vorhandene GestaltungsfÃ¤higkeit im Alltag
wider. Trotz intensiver TherapiebemÃ¼hungen habe sich sein Zustand nicht
wesentlich gebessert, was von allen behandelnden Ã�rzten bestÃ¤tigt worden sei.
Aus den Befunden der Begutachtung ergebe sich Ã¼berzeugend eine so
tiefgreifende EinschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers, dass ihm auch leichte TÃ¤tigkeiten
nicht mehr zugemutet werden kÃ¶nnten. Die Einwendungen des Dr. N. hÃ¤tten
hingegen nicht Ã¼berzeugt. Insofern werde auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen in

                             5 / 13



 

der ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Dr. W. verwiesen.

Gegen das ihr am 21.05.2019 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 21.06.2019
Berufung eingelegt. Das Gutachten von Dr. W. Ã¼berzeuge nicht, die darauf
aufbauende Entscheidung der Vorinstanz kÃ¶nne daher nicht akzeptiert werden.
Aufgrund des medizinischen Sachverhalts kÃ¶nne nicht mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass beim KlÃ¤ger
gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen vorliegen wÃ¼rden, die sein
LeistungsvermÃ¶gen in zeitlicher Hinsicht einschrÃ¤nken wÃ¼rden. Zur weiteren
BegrÃ¼ndung bezieht sie sich auf die sozialmedizinische Stellungnahme des
Facharztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. N. vom 03.06.2019.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG Heilbronn vom 10.05.2019 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er trÃ¤gt zur BegrÃ¼ndung vor, es sei von der Beklagten kein neuer Sachvortrag
erfolgt, welcher nicht bereits Gegenstand der ErÃ¶rterung im erstinstanzlichen
Verfahren gewesen sei. Das Urteil des SG Heilbronn sei in tatsÃ¤chlicher und
rechtlicher Sicht nicht zu beanstanden.

Der Senat hat ein Gutachten auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet bei Dr.
O.-P. in Auftrag gegeben. Mit Schreiben vom 02.10.2019 beantragte der KlÃ¤ger,
die Anwesenheit seiner Ehefrau und der ProzessbevollmÃ¤chtigten bei der
Begutachtung zu gestatten. Da die Gutachterin die Anwesenheit der
ProzessbevollmÃ¤chtigten bei der Untersuchung des KlÃ¤gers verweigerte,
beantragte der KlÃ¤ger am 28.10.2019 Frau Dr. O.-P. wegen Besorgnis der
Befangenheit abzulehnen. Nachdem Dr. O.-P. zum Ablehnungsgesuch am
14.11.2019 schriftlich Stellung genommen hatte, wurde der Antrag, die gerichtliche
SachverstÃ¤ndige wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, mit Beschluss
vom 12.12.2019 abgelehnt.

In ihrem Gutachten vom 24.03.2020 beruhend auf einer ambulanten Untersuchung
des KlÃ¤gers am 14.10.2019 gelangte die Gutachterin Dr. O.-P. zu dem Ergebnis,
dass beim KlÃ¤ger eine Dysthymia vorliege, auf die sich in der Vergangenheit
verstÃ¤rkte depressive Momente aufgepfropft hÃ¤tten, wobei von einer
eigentlichen abgrenzbaren depressiven Episode nicht ausgegangen werden kÃ¶nne.
In der Vorgeschichte formuliert sei ein Alkoholabusus, welchem weder durch
Befunde noch durch entsprechende anamnestische Darstellung Rechnung getragen
werde. Es finde sich eine SomatisierungsstÃ¶rung mit im Vordergrund stehender
chronischer SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, welcher
sich auch die gefundenen Wurzelreizzeichen C6 und L5 unterordnen lieÃ�en.
AuÃ�erdem wÃ¼rden sich Zeichen einer peripheren Polyneuropathie finden, welche
bisher nicht weiter vordiagnostiziert und abgeklÃ¤rt worden sei. Die StÃ¶rungen
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seien nicht vorgetÃ¤uscht worden und seien auch nicht nur in der
Untersuchungssituation zu beobachten gewesen. Unter Ã¤rztlicher Mithilfe kÃ¶nne
eine weitere Besserung erreicht werden. Bisher sei er in antidepressiver Weise eher
niedrig dosiert behandelt worden. Die SchmerzstÃ¶rung sei nicht spezifisch
behandelt, sei keinem multimodalen Behandlungsprogramm zugefÃ¼hrt worden.
Ambulante Psychotherapie werde nur noch extensiv in Anspruch genommen. Auch
weitere strukturierende MaÃ�nahmen seien nicht umgesetzt worden. Der KlÃ¤ger
sei kÃ¶rperlich als auch psychisch beeintrÃ¤chtigt. Er sei noch in der Lage, leichte
kÃ¶rperliche Arbeiten zu verrichten. Dies sei ohne unmittelbare GefÃ¤hrdung der
Gesundheit mit entsprechenden qualitativen EinschrÃ¤nkungen noch sechs Stunden
und mehr an fÃ¼nf Tagen in der Woche zumutbar. Die so festgestellte
LeistungseinschrÃ¤nkung sei auch seit dem 01.03.2017 so festzustellen. Im Verlauf
ergebe sich keine wesentliche Ã�nderung.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, das Gutachten von Dr. O.-P. Ã¼berzeuge nicht. Es beruhe
auf einer einmaligen neurologisch-psychiatrischen Untersuchung am 14.10.2019.
Das schriftliche Gutachten sei erst fast ein halbes Jahr spÃ¤ter erfolgt. Die lange
Dauer zwischen Untersuchung und Abfassung des Gutachtens stelle die
Aussagekraft des Gutachtens in jeder Hinsicht in Frage. Insbesondere kÃ¶nne der
persÃ¶nliche Eindruck in der Gutachtenssituation nicht Ã¼ber einen so langen
Zeitraum aufrechterhalten werden. Auch die Feststellungen der Gutachterin
wÃ¼rden nicht Ã¼berzeugen. Bereits die Anamnese sei unvollstÃ¤ndig. Es seien
keine Fragen zur Alkoholkrankheit erfolgt. Ã�ber derzeitige gesundheitliche
Beschwerden sei ebenfalls keine Befragung erfolgt. Im Ã�brigen sei nicht korrekt
dargestellt, dass er keinen AktivitÃ¤ten mehr nachgehe. Insofern sei es
unverstÃ¤ndlich, wie die Gutachterin zu dem Ergebnis kommen kÃ¶nne, er habe
soziale Kontakte und sei in der Lage, seinen Tagesablauf zu strukturieren. Er biete
insoweit Zeugenbeweis seiner Ehefrau und seiner Kinder an. Er habe schon immer
vorgetragen, dass die Medikation gerade keine Erleichterung verschaffe. Gleiches
gelte fÃ¼r die Psychotherapie. Als GesundheitsstÃ¶rung handele es sich lediglich
um eine Dysthymia. Dieses Ergebnis sei insoweit nicht nachvollziehbar, als im
Rahmen der Psychopathometrie ein Punktwert von 43 Punkten erreicht worden sei
und dies dem signifikanten Bereich entspreche. Wie der Gutachter Dr. W. hingegen
zu Recht dargestellt habe, bestehe seit mehreren Jahren eine schwere depressive
StÃ¶rung. Insgesamt sei das Gutachten von Dr. O.-P. widersprÃ¼chlich. Zu Recht
habe das SG die Beklagte verurteilt, ihm eine Rente ab dem 01.03.2017 zu
gewÃ¤hren. FÃ¼r die Beklagte hat unter dem 27.05.20 der Facharzt fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie Dr. N. Stellung genommen. Die Gutachterin Dr. O.-P.
habe glaubhaft und nachvollziehbar das Krankheitsbild als Alltagsverstimmung im
Sinne einer Dysthymia diagnostiziert. Eine Hirnorganik habe nicht bestanden und
auch paranoid-sensitive ZÃ¼ge hÃ¤tten sich nicht finden lassen. Auf den
polypragmatischen Einsatz niedrig dosierter Psychopharmaka sei bereits in erster
Instanz eingegangen worden. Die gleiche niedrige Dosierung sei auch im jetzigen
Gutachten bekannt. Eine wesentliche Ã�nderung der Therapie habe in der Folgezeit
nicht stattgefunden, sodass von einem wesentlichen Leidensdruck nicht
ausgegangen werden kÃ¶nne. Nach wie vor sei aus sozialmedizinischer Sicht eine
Minderung des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens als nicht hinreichend belegt zu
betrachten.
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BezÃ¼glich des weiteren Vorbringens der Beteiligten und der weiteren Einzelheiten
des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die
beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I. Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat (Â§Â§ 124 Abs. 2, 153 Abs. 1 SGG),
ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 SGG zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Das angefochtene
Urteil des SG vom 10.05.2019 ist aufzuheben. Der Bescheid der Beklagten vom
06.04.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 28.09.2017 ist nicht
rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Er hat keinen
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung.

1. Versicherte haben nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI Anspruch auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze, wenn sie voll
erwerbsgemindert sind (Nr. 1), in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung 3 Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit haben (Nr. 2) und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr. 3). Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 2 Satz
2 SGB VI Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare
Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarkts mindestens 3 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Eine volle
Erwerbsminderung liegt nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG auch dann
vor, wenn der Versicherte tÃ¤glich mindestens 3 bis unter 6 Stunden erwerbstÃ¤tig
sein kann und er damit nach dem Wortlaut des Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI ohne
BerÃ¼cksichtigung der Arbeitsmarktlage an sich nur teilweise erwerbsgemindert ist
(sog. abstrakte Betrachtungsweise), ihm aber der Teilzeitarbeitsmarkt tatsÃ¤chlich
verschlossen ist (sog. konkrete Betrachtungsweise). Der Eintritt einer
rentenberechtigenden Leistungsminderung muss im Wege des Vollbeweises
festgestellt sein, vernÃ¼nftige Zweifel am Bestehen der EinschrÃ¤nkungen
dÃ¼rfen nicht bestehen.

2. Gemessen daran ist der KlÃ¤ger weder voll noch teilweise erwerbsgemindert, da
er unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann. Dies steht zur Ã�berzeugung des Senats
aufgrund der von der Beklagten und im gerichtlichen Verfahren durchgefÃ¼hrten
Beweiserhebung, insbesondere aufgrund des bereits im Rentenverfahren erstellten
Gutachtens von Dr. R. d. L. sowie des vom Senat in Auftrag gegebenen Gutachtens
der SachverstÃ¤ndigen Dr. O.-P. fest.

a. Beim KlÃ¤ger im Vordergrund stehen GesundheitsstÃ¶rungen auf neurologisch-
psychiatrischem Fachgebiet. Der KlÃ¤ger leidet unter einer anhaltend Ã¤ngstlich-
depressiven Symptomatik, dem Begriff der Dysthymia sich unterordnend.
DemgegenÃ¼ber lieÃ� sich eine auch phasenhaft auftretende depressive
Symptomatik nicht feststellen. Daneben besteht sich eine neurasthenische
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Symptomatik mit einem schnellen ErschÃ¶pfungserleben, eine
Spannungskopfschmerzsymptomatik und eine aufgezeigte Reizbarkeit. Dies stellt
der Senat aufgrund des Gutachtens von Dr. O.-P. fest, welches Ã¼berzeugend und
schlÃ¼ssig ist. In der Begutachtungssituation bei Dr. O.-P. gab es keinen Anhalt
fÃ¼r ein schwerwiegendes hirnorganisches Psychosyndrom, weder im Befund noch
im EEG. Die vorbeschriebene AlkoholabhÃ¤ngigkeit konnte nicht nachgewiesen
werden. Die Befunde zeigten mikroangiopathische VerÃ¤nderungen und einen
kleinen Apoplex in der Vorgeschichte, ohne dass sich hier hirnorganische
EinschrÃ¤nkungen von den Vorbehandlern dokumentiert wurden. Neben der
Dysthymia zeigte sich eine SomatisierungsstÃ¶rung mit im Vordergrund stehender
chronischer SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren.
AuÃ�erdem fanden sich Zeichen einer peripheren Polyneuropathie.

Beim KlÃ¤ger bestehen daneben GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem
Fachgebiet, was der Senat der Auskunft des OrthopÃ¤den L. entnimmt.
DiesbezÃ¼glich erfolgte im Juni 2016 eine Kernspintomographie der
HalswirbelsÃ¤ule. Es fand sich eine multisegmentale Osteochondrose der mittleren
und unteren HalswirbelsÃ¤ule. Ein Bandscheibenvorfall sowie eine
Spinalkanalstenose konnten jedoch ausgeschlossen werden. AuÃ�erdem bestehen
degenerative VerÃ¤nderungen der LendenwirbelsÃ¤ule.

SchlieÃ�lich liegen beim KlÃ¤ger GesundheitsstÃ¶rungen auf kardiologischem
Fachgebiet vor. Bei koronarer 3-GefÃ¤Ã�erkrankung erfolgte am 11.11.2015 eine
Stentimplantation in der SLK-K. H â�¦ Die Ã¤rztliche Kontrolle durch den Kardiologen
Dr. W. zeigte am 11.08.2016 keinen Hinweis auf eine Progredienz der KHK. Die
Ergometrie zeigte keine Belastungskoronarinsuffizienz. Der KlÃ¤ger konnte bis 125
Watt belastet werden. Auch die Echokardiographie zeigte eine normale
Ventrikelfunktion ohne regionale MotilitÃ¤tsstÃ¶rungen.

AuÃ�erdem zu erwÃ¤hnen ist ein durch MRT im Jahre 2014 festgestellter Defekt im
Kleinhirn links und mikroangiopathische VerÃ¤nderungen. Duplexsonographisch
konnte eine relevante Stenose der hirnversorgenden GefÃ¤Ã�e ausgeschlossen
werden.

b. Die beim KlÃ¤ger bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen fÃ¼hren jedoch nicht
dazu, dass er nicht mehr in der Lage ist, leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarkts unter Beachtung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen
arbeitstÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des Arbeitsmarktes 6 Stunden
und mehr auszuÃ¼ben. Zu dieser Ã�berzeugung gelangt der Senat aufgrund des
bereits im Rentenverfahren erstellten Gutachtens von Dr. R. d. L., welches der
Senat im Wege des Urkundenbeweises verwertet, insbesondere aber durch das
Gutachten auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet von Dr. O.-P â�¦ Dem
KlÃ¤ger ist es daher noch mÃ¶glich leichte kÃ¶rperliche Arbeiten zu verrichten,
ohne Zwangshaltung, mit der MÃ¶glichkeit zur Wechselhaltung, ohne inhalative
Belastung mit BerÃ¼cksichtigung auch der internistischen Erkrankung, mÃ¶glichst
in Tages-, FrÃ¼h- oder SpÃ¤tschicht. NachtdiensttÃ¤tigkeit ist wegen der
depressiogenen Wirkung auszunehmen. TÃ¤tigkeiten auf Leitern und GerÃ¼sten
sind auszunehmen, mit BerÃ¼cksichtigung der peripheren Polyneuropathie. Bei
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ungÃ¼nstigen Temperaturbedingungen sollte entsprechende Schutzkleidung
getragen werden, mit BerÃ¼cksichtigung der SchmerzstÃ¶rung. TÃ¤tigkeiten, die
eine erhÃ¶hte KonfliktfÃ¤higkeit beinhalten, sollten bei neurasthenem Bild und
anamnestischem Bericht Ã¼ber vermehrte Reizbarkeit im Kontakt ausgenommen
werden. Auch emotionale Belastungen sollten nicht abverlangt werden.
FahrdiensttÃ¤tigkeiten sind ebenfalls auszunehmen. Unter Beachtung dieser
qualitativen EinschrÃ¤nkungen ist es dem KlÃ¤ger mÃ¶glich, einer TÃ¤tigkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch mindestens 6 Stunden tÃ¤glich im Rahmen
einer FÃ¼nf-Tage-Woche nachzugehen.

Bei der Beurteilung durch Dr. O.-P. ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die bestehende
Schmerzerkrankung keiner Behandlung zugefÃ¼hrt wird. Eine Schmerzmedikation
wird nicht eingenommen. Eine entsprechende Schmerztherapie wird nicht
durchgefÃ¼hrt. Die Gutachterin hat auÃ�erdem Diskrepanzen zwischen der
Beschwerdeschilderung und tatsÃ¤chlicher kÃ¶rperlicher und psychischer
BeeintrÃ¤chtigung festgestellt. Es fehlen erweiterte TherapiemaÃ�nahmen und
EigenaktivitÃ¤t zur Beschwerdelinderung trotz ausgeprÃ¤gt beschriebener
Beschwerden, insbesondere fehlt eine sachliche Diskussion Ã¼ber eine mÃ¶gliche
alternative TÃ¤tigkeit zum bisher ausgeÃ¼bten Beruf. Dabei fanden in der
Vergangenheit mehrere stationÃ¤re Behandlungen statt, die jeweils zu einer
Verbesserung der Symptomatik fÃ¼hrten. Der Senat entnimmt den vorliegenden
medizinischen Unterlagen, dass bereits im Jahre 2014 wegen der Diagnosen
schwere depressive Episode ohne psychotische Symptome und
SomatisierungsstÃ¶rung eine stationÃ¤re psychiatrische Behandlung in der P. von
Dr. D. erfolgt ist. Vom 29.12.2014 bis zum 26.01.2015 erfolgte dann unter den
Diagnosen rezidivierende depressive StÃ¶rung (mittelgradige Episode) mit
SomatisierungsstÃ¶rung ein psychosomatisches Heilverfahren in der K. G â�¦ Die
Entlassung erfolgte in Anbetracht der ausgeprÃ¤gten Arbeitsplatzkonfliktsituation
fÃ¼r den letzten Arbeitsplatz als arbeitsunfÃ¤hig. Perspektivisch ging man aber von
einer vollschichtigen LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt aus. Im FrÃ¼hjahr 2017 erfolgte eine erneute
stationÃ¤re Behandlung in der Klinik Dr. D., was sich dem vorliegenden Bericht
entnehmen lÃ¤sst. Die Aufnahme erfolgte wegen einer schweren depressiven
Episode ohne psychotische Symptome und ohne akute SuizidalitÃ¤t und einem
Schmerzsyndrom. Die medikamentÃ¶se Therapie mit Escitalopram wurde auf 20 mg
erhÃ¶ht und sodann durch Venlafaxin 150 mg ersetzt. Zur Nacht wurden
zusÃ¤tzlich Mirtazapin 30 mg und Quetiapin 150 mg eingesetzt. Die vom KlÃ¤ger
berichteten Ã�ngste wurden mit Pregabalin 150 mg behandelt. Im Verlauf des
stationÃ¤ren Aufenthalts kam es zu einer Besserung der Stimmung, der Schlaf
besserte sich, die Ã�ngste gingen zurÃ¼ck. In der Zeit vom 15.11.2017 bis zum
04.10.2018 wurde der KlÃ¤ger stationÃ¤r in der K. a. W., Klinik fÃ¼r allgemeine
Psychiatrie und Psychotherapie, behandelt. Dem entsprechenden Bericht entnimmt
der Senat, dass eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere
Episode ohne psychotische Symptome und ein FolsÃ¤uremangel diagnostiziert
wurden. Im Verlauf zeigte der KlÃ¤ger eine Symptomatik mit deprimierter
Stimmung, reduzierter affektiver SchwingungsfÃ¤higkeit, InsuffizienzgefÃ¼hlen,
ZukunftsÃ¤ngsten, Interessenverlust und Anhedonie, GrÃ¼belneigung, sozialem
RÃ¼ckzug und vermindertem Antrieb. Insgesamt zeigte sich im stationÃ¤ren
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Verlauf unter medikamentÃ¶ser Behandlung eine Verbesserung der depressiven
Symptomatik. Damit zeigt sich, dass die Erkrankung des KlÃ¤gers durchaus einer
Therapie zugÃ¤nglich ist. Die AusfÃ¼hrungen der Gutachterin werden durch die
VerlÃ¤ufe und Ergebnisse der stationÃ¤ren Aufenthalte des KlÃ¤gers gestÃ¼tzt.

DarÃ¼ber hinaus lassen sich dem Gutachten von Dr. O.-P. keine krankheitswerten
hirnorganischen VerÃ¤nderungen entnehmen, weder kognitive EinschrÃ¤nkungen
noch eine psychische motorische Hemmung. Soziale Kontakte bestehen. Er ist auch
in der Lage, seinen Tagesablauf zu strukturieren. Er zeigt
Verantwortungsbewusstsein gegenÃ¼ber seiner Familie. Dass der KlÃ¤ger im B. D.
einen signifikanten Wert erreicht hat, steht dem nicht entgegen, da es sich bei
dieser Testpsychologie um eine Selbstbeurteilung des Probanden handelt und diese
nicht zwangslÃ¤ufig mit den objektiv erhobenen Befunden Ã¼bereinstimmen muss.

Das Gutachten stimmt auch mit der Leistungsbeurteilung durch Dr. R. d. L.
Ã¼berein. Auch Dr. R. d. L. diagnostizierte nur eine leichtgradige depressive
Episode sowie eine SomatisierungsstÃ¶rung und gelangte zu einem
LeistungsvermÃ¶gen von 6 Stunden und mehr unter Beachtung qualitativer
EinschrÃ¤nkungen.

Der Ã�berzeugungskraft des Gutachtens von Dr. O.-P. steht auch nicht entgegen,
dass dieses erst ein knappes halbes Jahr nach der ambulanten Untersuchung
schriftlich angefertigt wurde. Wie bereits in der richterlichen VerfÃ¼gung vom
02.07.2020 ausgefÃ¼hrt wurde, hegt das Gericht keine Bedenken gegen die
Verwertung des Gutachtens von Dr. O.-P. , auch wenn zwischen dem Termin zur
Untersuchung am 14.10.2019 und der schriftlichen Abfassung des Gutachtens 5
Monate verstrichen sind. Ã�bereinstimmend mit dem 6.Senat des LSG Baden-
WÃ¼rttemberg in seiner Entscheidung vom 12.08.2014 Az.: L 6 VH 5821/10 ZVW,
juris, ist ein Zeitraum von mehr als einem Jahr grundsÃ¤tzlich zu lang. Ein Zeitraum
von 2,5 Monaten zwischen durchgefÃ¼hrter Untersuchung und schriftlicher
Abfassung des Gutachtens ist demgegenÃ¼ber auch bei einem psychiatrischen
SachverstÃ¤ndigengutachten in der Regel noch nicht zu beanstanden (ThÃ¼ringer
LSG v. 24.08.2017 â�� L 1 U 121/14 â�� juris Rn. 62). Ein Zeitraum von 5 Monaten
ist sicherlich ein Grenzfall. In einem solchen Grenzfall kann darauf abgestellt
werden, ob sich der SachverstÃ¤ndige aufgrund besonderer UmstÃ¤nde noch genau
an die Person des Untersuchten erinnern kann und deswegen sein Gutachten noch
auf der stattgehabten Untersuchung beruht (vgl. LSG, a.a.O). Die Besonderheit im
hier vorliegenden Verfahren ist darin zu sehen, dass die Gutachterin wegen
Besorgnis der Befangenheit durch den KlÃ¤ger abgelehnt worden ist, weil sie die
Anwesenheit der BevollmÃ¤chtigten wÃ¤hrend der gutachterlichen Untersuchung
nicht geduldet hat. Dies ist ausreichend dafÃ¼r, dass dieser Fall bei der Gutachterin
auch noch im MÃ¤rz prÃ¤sent war. Im Ã�brigen ist es auch diesem Umstand
geschuldet, dass sich die Absetzung des Gutachtens zeitlich verzÃ¶gert hat.

DemgegenÃ¼ber kann sich der Senat der Beurteilung durch Dr. W. in seinem
Gutachten vom 28.07.2018 nebst ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 12.09.2018
nicht anschlieÃ�en. Dr. W. gelangte zu dem Ergebnis, dass beim KlÃ¤ger eine
hirnorganisch bedingte affektive StÃ¶rung (mit Ã¼berwiegend depressiver

                            11 / 13

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%206%20VH%205821/10%20ZVW
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20U%20121/14


 

Symptomatik) auf dem Boden einer AlkoholabhÃ¤ngigkeit und
HirngefÃ¤Ã�verÃ¤nderungen vorliegt. Aufgrund dieser Diagnose sah Dr. W. das
LeistungsvermÃ¶gen als aufgehoben an. Das Gutachten von Dr. W. Ã¼berzeugt
nicht. Zum einen ist eine relevante AlkoholabhÃ¤ngigkeit beim KlÃ¤ger nicht
nachgewiesen. Zwar wird eine AlkoholabhÃ¤ngigkeit in den vorliegenden
medizinischen Unterlagen genannt, insbesondere auch von der behandelnden
FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie K.-F. in ihrer sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft vom
31.01.2018. Woher diese Diagnose stammt, bleibt unklar. Von ihr selbst kann sie
nicht stammen, da Behandlungsbeginn am 19.09.2014 war und der KlÃ¤ger wohl
anamnestisch seit dem Jahr 2013 abstinent gelebt hat. Ã�berdauernde von einer
AlkoholabhÃ¤ngigkeit resultierende SchÃ¤digungsfolgen sind nicht durch
entsprechende Berichte belegt. Auch fÃ¼r die Hirnorganik gibt es in den
vorliegenden medizinischen Unterlagen keine psychopathologischen
AnknÃ¼pfungstatsachen. Das Gutachten von Dr. W. ist in diesen Punkten nicht
nachvollziehbar.

Der EinschÃ¤tzung der behandelnden FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie K.-F. kann
ebenfalls nicht gefolgt werden. Ihrer sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft entnimmt
der Senat, dass sich der KlÃ¤ger dort seit September 2014 1-3 Mal im Quartal in
Behandlung befindet. Sie behandelt den KlÃ¤ger wegen einer rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung, einer SomatisierungsstÃ¶rung und einem
AbhÃ¤ngigkeitssyndrom bei AlkoholabhÃ¤ngigkeit. Im Gegensatz zu ihren
Diagnosen und ihrer Leistungsbeurteilung steht die Tatsache, dass die mÃ¶glichen
TherapiemÃ¶glichkeiten beim KlÃ¤ger bislang nicht ausgeschÃ¶pft sind. Eine
medikamentÃ¶se Therapie mit Escitalopram 10 mg wurde eingeleitet, auÃ�erdem
erfolgte eine ambulante psychotherapeutische Behandlung durch Dr. K â�¦ Die
antidepressive Medikation ist damit eher niedrig dosiert und eine Schmerztherapie
findet bislang gar nicht statt. Dies hat sich im Verlauf der Behandlung auch nicht
wesentlich verÃ¤ndert. Die aktuelle Therapie besteht aus Sertralin 50 mg am
Morgen sowie Quetiapin 50 mg, Mirtazapin 30 mg und Amitritylin 10 mg am Abend.
Die ambulante Richtlinien-Psychotherapie erfolgt weiterhin durch Dr. K â�¦ Ein
aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen ist vor diesem Hintergrund nicht
nachvollziehbar.

Der Allgemeinmediziner Dr. B. hat sich in seiner Auskunft vom 26.03.2018
fachfremd geÃ¤uÃ�ert, weswegen seiner Beurteilung ebenfalls nicht gefolgt werden
kann.

DarÃ¼ber hinaus liegen beim KlÃ¤ger keine FunktionsstÃ¶rungen vor, die zu einer
rentenberechtigenden quantitativen Leistungsminderung fÃ¼hren kÃ¶nnten. Der
OrthopÃ¤de L. fÃ¼hrte aus, beim KlÃ¤ger bestÃ¼nden chronifizierte
Lumbalbeschwerden aufgrund eines Bandscheibenvorfalls L5/S1 sowie HWS-
Beschwerden bei nachgewiesenen Bandscheibenprotrusionen. Diese
FunktionsstÃ¶rungen bedingen allenfalls qualitative, aber keine quantitativen
EinschrÃ¤nkungen. Dies wurde auch von dem sachverstÃ¤ndigen Zeugen L. so
gesehen.

c. Ein Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
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BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 240 SGB VI steht dem KlÃ¤ger ebenfalls nicht zu.
FÃ¼r die Annahme der BerufsunfÃ¤higkeit reicht es nÃ¤mlich nicht aus, wenn ein
Versicherter seinen bisherigen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kann. Vielmehr sind
Versicherte nur dann berufsunfÃ¤hig, wenn auch die Verweisung auf andere
BerufstÃ¤tigkeiten aus gesundheitlichen GrÃ¼nden oder sozial nicht mehr
zumutbar ist. Da es nicht mÃ¶glich ist, die FÃ¼lle der nicht durch Ausbildung
und/oder Berufserfahrung qualifizierten TÃ¤tigkeiten kurz und charakterisierend zu
nennen, ist bei Ungelernten und einfachen Angelernten, zu denen der KlÃ¤ger zu
zÃ¤hlen ist, die konkrete Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit grundsÃ¤tzlich
nicht erforderlich. Ein Sonderfall im Sinne der Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungsbeschrÃ¤nkungen oder einer spezifischen Leistungsbehinderung liegt bei
dem KlÃ¤ger nicht vor.

d. Soweit der KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 10.06.2020 beantragt hat, sowohl seine
Ehefrau als auch die beiden SÃ¶hne als Zeugen zu seiner AggressivitÃ¤t, seiner
Tagesstrukturierung, seiner nicht vorhandenen KonfliktfÃ¤higkeit und die
emotionale Belastung der Familie sowie zu dem Umgang der vom KlÃ¤ger
eingenommenen Schmerzmitteln und den Alkoholkonsum, ist diesem Antrag nicht
stattzugeben. Zum einen wird es als wahr unterstellt, dass der KlÃ¤ger in seinem
Alltag aggressiv ist und in seiner Tagesstruktur durch seine GesundheitsstÃ¶rungen
beeintrÃ¤chtigt ist. Dies lÃ¤sst sich den vorliegenden medizinischen Unterlagen
entnehmen. Dass dies zu einer emotionalen Belastung der Familie fÃ¼hrt ist
nachvollziehbar, aber nicht relevant. Der Umfang der Schmerzmitteleinnahme wird
durch die sachverstÃ¤ndige Zeugin K.-F. dargestellt, ebenso wird nicht in
bezweifelt, dass in der Vergangenheit ein erheblicher Alkoholkonsum vorgelegen
hat. Zum anderen sind die genannten Zeugen aber auch nicht geeignet, zu der hier
streitigen Frage der Erwerbsminderung des KlÃ¤gers objektiv beizutragen, da es
sich um medizinische Fragen handelt, die nur durch einen Arzt beantwortet werden
kÃ¶nnen (vgl. B. Schmidt in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13.
Auflage 2020, Â§ 103 Rdnr. 8).

Auf die Berufung der Beklagten war daher das Urteil des SG aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

II. Die Entscheidung hinsichtlich der Kosten beruht auf Â§ 193 SGG.

III. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.02.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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